
Gegen die Disziplinierung der Demokratie
Berufsverbote sind keine historisch überholten Repressionen

A
m vergangenen Wochenende 
fand in der Buch-Oase in Kas-
sel das bundesweite Treffen 

der Initiativgruppe „40  Jahre Radi-
kalenerlass“ statt. Es verdeutlichte: 
Die Berufsverbote sind kein Thema, 
das zwischenzeitlich auf Bundes- und 
Landesebene „beerdigt“ wurde. Die 
Auswirkungen wirken vielmehr wei-
ter. Textbausteine zur Vorbereitung 
neuer Maßnahmen liegen durch die 
anhaltende Schnüffelpraxis des „Ver-
fassungsschutzes“ abrufbereit in den 
Ministerien.

In einer lebendig diskutierten 
Analyse der „Weiterentwicklung“ 
der Berufsverbote wurde festgestellt, 
dass die Berufsverbote aus dem po-
litischen Wissen der Generation der 
30 Jahre alten Zeitgenossen und bei 
den noch jüngeren in Schulen und 
Universitäten, Büros und Fabriken 
weitgehend eliminiert wurden. Um-
gekehrt zeigt sich bei den vom Be-
rufsverbot Betroffenen, die jetzt in 
den Rentenstatus einsteigen, dass 
ihre soziale Absicherung vielfach 
desolat ist. Die materielle Entwur-
zelung kritischer Demokraten – ein 
Ziel der Berufsverbote – zeigt sich 
jetzt schmerzhaft auf den Rentenbe-
scheiden.

Gegen alle Behauptungen, dass 
die Berufsverbote-Praxis aufgeho-
ben sei, wurde auf die „Selbstaus-
künfte“ verwiesen, mit denen etwa 
in Bayern Bewerber für den öffent-
lichen Dienst automatisch dem „Ver-
fassungsschutz“ mitteilen müssen, in 
welchen Organisationen sie Mitglied 
sind oder sich engagieren. Ironisch 
wurde bei dem Treffen angemerkt, 
dass die Teilnahme an einer Wahl zu 
den Grundtugenden der Demokra-
tie zähle, mit der man zugleich seine 
Sympathie für eine Partei ausdrücke. 
Da in Bayern die Partei „Die Linke“ 
wie auch die DKP auf dem Fragebo-

gen zu den inkriminierten Organisa-
tionen zählen, würde die wahrheits-
gemäße Auskunft über die Wahl die-
ser Parteien zugleich bedeuten, dass 
die Wahl ihren geheimen Charakter 
verliere.

Zwei Mitglieder berichteten von 
ihrem momentanen 
Rechtsstreit gegen 
die intensive Ob-
servation durch den 
„Verfassungsschutz“ 
und die daraus re-
sultierenden Vor-
würfe So folgerten 
die Dienste in Hessen und Baden-
Württemberg aus der Teilnahme an 
antifaschistischen Aktivitäten, dass 
das Engagement mit dem Stempel 
der „Verfassungsfeindlichkeit“ belegt 
werden müsse. Die Feststellung, dass 
es eine Kontinuität bei den Eliten aus 

der Nazi-Zeit in die Bundesrepublik 
hinein gebe, wurde als „kommunis-
tisch begründeter Antifaschismus“ 
gewertet, sei also unzulässig.

Die Darstellung dieser Absur-
ditäten wurde ergänzt durch pro-
zessrechtliche Tricks des „Verfas-

sungsschutzes“. So 
wurde mit „Sperr-
erklärungen“ gear-
beitet. Damit kann 
eine Behörde er-
klären, dass Akten 
nicht bekannt wer-
den dürfen, wenn 

dadurch vermeintlich dem Wohl 
Deutschlands oder eines Bundes-
landes Nachteile entstehen könnten. 
Diese Form der Rechts�ndung offen-
bart sich in Akten oder Dokumenten 
allerdings durch Schwärzungen, die 
unterbrochen sind durch die Aufrei-

hung und Bewertung „verdächtiger“ 
Aktivitäten. Die Schwärzungen seien 
nötig zum Schutz der beobachtenden 
Organe. Nicht einmal den Rechtsan-
wälten werde die Ursprungsversion 
zur Verfügung gestellt. Schließlich 
müssen die Richter „die Wahrheit“ 
aus den ausgewählten Quellen re-
kons-truieren, die der „Verfassungs-
schutz“ ihnen vorliegt.

Wie aktuell gegen diese Politik 
vorgegangen werden kann, belegte 
die Initiative mit ihrem herausragen-
den Engagement und dem der Ge-
werkschaft Erziehung und Wissen-
schaft in Hannover. Dort stehen die 
Berufsverbote auf der Tagesordnung 
des niedersächsischen Landtages. Es 
geht um Aufarbeitung und Rehabi-
litierung. Andere Bundesländer und 
der Bundestag tun sich da schwerer. 
Winfried Kretschmann, ehemaliges 
Mitglied des Kommunistischen Bun-
des Westdeutschland (KBW) und nun 
grüner Ministerpräsident in Stutt-
gart, fasst das Thema „Berufsverbot“ 
nicht einmal mit spitzen Fingern an. 
Der Petitionsausschuss des Bundes-
tages nimmt die Petitionen zwar an, 
behandelt sie auch – um sie dann in 
der Form antikommunistischer Text-
bausteine abzulehnen.

Der beste Schutz vor weiteren 
Berufsverboten und deren Vorberei-
tung sei die Verbindung zur demo-
kratischen Öffentlichkeit. Um „Wis-
senslücken“ auszugleichen, müsse der 
Weg in die Schulen und Universitä-
ten, zu den Gewerkschaften und de-
mokratischen Organisationen einge-
schlagen werden. Zeitzeugengesprä-
che haben sich schon vielfach gegen 
Wissens- und Demokratiede�zite als 
außerordentlich sinnvoll erwiesen. In 
Vorbereitung ist eine Ausstellung, die 
im kommenden Jahr bundesweit an-
geboten wird.
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Konferenz in der Kasseler „Bücher-Oase“ . 
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„Showroom“ für poten-
tielles Kanonenfutter
Bundesverteidigungsministerin Ursu-
la von der Leyen (CDU) hat Ende der 
vergangenen Woche einen sogenannten 
Showroom der Bundeswehr in der Ber-
liner Friedrichstraße eröffnet. In besag-
ten Räumlichkeiten sollen Jugendliche 
künftig für den Dienst an der Waffe ge-
worben werden. Schon die Eröffnung 
des „Showrooms“ geriet jedoch außer 
Kontrolle, da Dutzende Kriegsgegner 
davor demonstrierten und die Eröff-
nung des Werbecenters für deutsche 
Allmachtsphantastereien mit Rufen wie 
„Kein Werben für’s Sterben“ begleite-
ten. Zeitweise war der Redebeitrag der 
Ministerin deshalb kaum zu verstehen. 
 (bern)

Festakt zur Verleihung der 
Carl-von-Ossietzky-Medaille
Am 14. Dezember (11 Uhr in der Urania, 
Berlin) verleiht die Internationale Liga 
für Menschenrechte die Carl-von-Os-
sietzky-Medaille 2014 an den Ex-NSA-
Mitarbeiter und Whistleblower Edward 
Snowden, die Dokumentar�lmregisseu-
rin Laura Poitras und den Journalisten 
und Juristen Glenn Greenwald. Gerhart 
Baum, Bürgerrechtler und ehemaliger 
Bundesinnenminister, wird die Lauda-
tio auf Edward Snowden halten, Peter 
Lilienthal, Filmregisseur und Ossietzky-
Medaillenträger 2012, die Laudatio auf 
Laura Poitras sowie Rechtsanwalt Wolf-
gang Kaleck, der Snowden in Deutsch-
land vertritt und zu dessen internationa-
lem Juristenteam gehört, die auf Glenn 
Greenwald.

„Unsere Solidarität gilt zu aller erst 
dem Asylsuchenden Edward Snowden, 
der politischer Verfolgung ausgesetzt 
ist. Er musste die bittere Erfahrung ma-
chen, dass praktisch alle EU-Mitglieds-
staaten – die sich als ‚westliche Demo-
kratien‘ bezeichnen  – das universell 
verbriefte Menschenrecht auf politi-
sches Asyl offenbar der ‚Freundschaft 
mit den USA‘ opfern. Ihm sowie Laura 
Poitras und Glenn Greenwald gebührt 
unser voller Einsatz für die Zusicherung 
eines völkerrechtlichen Schutzes ihrer 
körperlichen Unversehrtheit sowie der 
Garantie zur Ausübung ihrer unveräu-


